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SPÖ-Wohnpolitik in der Kritik: Gefahr für
den privaten Wohnungsmarkt!

Die Wohnpolitik der SPÖ wird kritisiert: Eingriffe in
Eigentumsrechte könnten den Wohnungsmarkt gefährden.

Aktuelle Entwicklungen und Stimmen.

Österreich - Der österreichische Wohnungsmarkt steht derzeit
im Fokus intensiver Debatten, insbesondere durch die jüngsten
Äußerungen von SPÖ-Chef Andreas Babler und Elke Hanel-
Torsch. ÖHGB-Präsident RA Dr. Martin Prunbauer hat die
geplanten Maßnahmen der SPÖ als wirtschaftsfeindlichen
Eingriff in die Eigentumsrechte kritisiert und betont, dass sie
insbesondere private Eigentümer übermäßig belasten. Laut
Prunbauer könnte die einseitige Lastenverteilung das
Mietangebot auf dem privaten Wohnungsmarkt gefährden.
Diese Warnung kommt in einer Zeit, in der der Druck auf den
Wohnungsmarkt stetig steigt.

Prunbauer erwähnte das 4. Mietrechtliche



Inflationslinderungsgesetz (4. MILG), das durch die SPÖ inspiriert
sei. Kritisiert wird, dass die SPÖ ein Programm verfolge, das alle
Mieter, unabhängig von ihrer finanziellen Situation, begünstigt,
und dabei die Realität privater Vermieter sowie deren
Erhaltungs- und Sanierungspflichten ignoriere. Laut Statistik
Austria stiegen die Wohnungsmieten von Januar 2021 bis
Dezember 2022 lediglich um 3 Prozent, was unter der
allgemeinen Inflation liegt. Hauptmietzinse hätten sich sogar
weniger stark erhöht als die allgemeine Preissteigerung.

Folgen der Mietpreisbremse und künftige
Regelungen

Die geplante Verlängerung der Mietpreisbremse bis 2029 in
angespannten Wohnungsmärkten wird als zentralistisch und
marktverzerrend angesehen. Diese Regelung ist Teil eines
breiteren Anpassungsvorhabens, welches strengere Vorschriften
für Indexmietverträge, möblierte Vermietungen sowie
Kurzzeitvermietungen vorsieht. Prunbauer sieht die
beabsichtigte Verlängerung befristeter Mietverträge auf fünf
Jahre als Verlust an Flexibilität für Vermieter an.

Zusätzlich soll es eine Überarbeitung der
Modernisierungsumlage geben, um Investitionen in den
Wohnungsbestand zu fördern und gleichzeitig die Mietbelastung
für Mieter im Rahmen zu halten. Im Rahmen einer
Expertengruppe sollen die mietrechtlichen Vorschriften
harmonisiert und Regelungen zum Mietwucher im
Wirtschaftsstrafgesetz reformiert werden, mit Ergebnissen bis
Ende 2026.

Wohnungspolitik im Kontext

Die Maßnahmen der Politik zur Beeinflussung des
Wohnungsmarktes sind nicht neu. Laut DIW sind Situationen wie
Wohnraumverknappung und Nachfrageüberhang häufig die
treibenden Kräfte hinter der Mietpreiskontrolle. Die Ziele der
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Wohnungspolitik sind vielfältig: sie zielt darauf ab, bezahlbaren
und qualitativ guten Wohnraum bereitzustellen und dadurch
politische, soziale und wirtschaftliche Stabilität zu fördern.

In Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit ist es unerlässlich, die
Bedürfnisse von Mietern und Eigentümern gleichermaßen zu
berücksichtigen. Experten warnen, dass eine substanzielle
Regulierung ohne Rücksicht auf die Marktmechanismen
langfristig nachteilige Auswirkungen auf alle Beteiligten haben
könnte. Die aktuelle politische Agenda wird deshalb weiterhin
genau beobachtet, um den möglichen Einfluss auf den
Wohnungsmarkt abschätzen zu können.
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